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In den Bundesländern mit einer zweiten Strafrechtsklausur im Assessorexamen sind das Strafurteil 

als Richterklausur und/oder die Revision als Anwaltsklausur die gängigen Aufgabentypen.

Bei der Urteilsklausur erhalten die Bearbeiter ein Aktenstück, das im Wesentlichen aus Anklageschrift 

und Sitzungsprotokoll besteht. Ein Gutachten braucht üblicherweise nicht angefertigt zu werden. 

Die Bearbeiter müssen dafür Urteilstenor und Urteilsgründe ausformulieren, einschließlich einfacher 

Erwägungen zur Strafzumessung.

Die Revisionsklausur ist die strafrechtliche „Königsdisziplin“. Hier sollen die Bearbeiter – in der Regel 

aus der anwaltlichen Perspektive – alle verfahrensrechtlichen und materiell-rechtlichen Fehler auf-

spüren, die sich aus dem Strafurteil in Verbindung mit dem Sitzungsprotokoll ergeben. Zumeist ist 

in einem Gutachten zu erörtern, ob die Revision zulässig ist und die aufgefundenen Mängel die Auf-

hebung des Urteils begründen. Abschließend ist ein entsprechender Revisionsantrag zu formulieren.

Das vorliegende Buch bringt Ihnen alles bei, was Sie zur erfolgreichen Bewältigung dieser Klau-

suraufgaben benötigen. Im ersten Teil zeigen wir Ihnen, wie Sie gedanklich an die Urteilsklausur 

herangehen und welche Formalien Sie bei den verschiedenen Urteilsformen beachten müssen. Das 

erforderliche Know-how zur Strafzumessung liefern wir mit. Der zweite Teil zur Revision beinhaltet 

schwerpunktmäßig Strafverfahrensrecht, und zwar umfassend dasjenige, das Sie zum Erkennen und 

zur Begutachtung von Verfahrensrügen und Sachrügen brauchen. 

Wie im ersten Band zur StA-Klausur folgt das Buch streng der Denklogik der Fallbearbeitung. Die 

Probleme werden also dort erörtert, wo sie auch auftauchen, wenn Sie in der Prüfung sitzen. Ferner 

erhalten Sie Tipps aus Sicht des erfahrenen Korrektors zur Vermeidung typischer Fehler – und natür-

lich: Musterformulierungen.
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Das Strafurteil als Aufgabe der richterlichen Assessorklausur 1. Teil
1. Teil: Das Strafurteil als Aufgabe der richterlichen Assessorklausur

1Der Schwerpunkt der richterlichen Aufgaben ist es, die Entscheidung des Gerichts
aufgrund einer Hauptverhandlung – im Regelfall ein Strafurteil (Tenor und Gründe) –
zu entwerfen. Ein ausführliches Gutachten und eine detaillierte Strafzumessung sind
nach dem Bearbeitervermerk regelmäßig entbehrlich. In den Urteilsgründen ist je-
doch darzulegen, ob eine Geld- oder Freiheitsstrafe für angemessen erachtet wird,
welche Strafzumessungserwägungen angestellt worden sind und welche Rechts-
grundlagen dem zugrunde liegen, ob bei einer Freiheitsstrafe eine Strafaussetzung
zur Bewährung in Betracht kommt und welche rechtlichen Grundlagen diese Erwä-
gungen tragen. 

Ein üblicher Bearbeitervermerk lautet:

Vermerk für die Bearbeitung: 

I. Aufgabenstellung

Die Entscheidung des Gerichts ist zu entwerfen. Zeitpunkt der Entscheidung ist der

04.10.2024.

§ 267 Abs. 4 bzw. Abs. 5 S. 2 StPO sind nicht anzuwenden. 

Von Ausführungen zu den persönlichen Verhältnissen der Angeklagten ist abzusehen.

Im Falle einer Verurteilung ist der Höhe nach keine bestimmte Strafe auszuspre-
chen. In den Gründen ist jedoch darzulegen:

n von welchem Strafrahmen auszugehen ist,

n welche zugunsten und zulasten des Angeklagten sprechenden Strafzumes-
sungserwägungen angestellt worden sind und welche Rechtsgrundlagen dem
zugrunde liegen,

n ob eine Geld- oder Freiheitsstrafe für angemessen erachtet wird,

n ob bei einer Freiheitsstrafe eine Strafaussetzung zur Bewährung in Betracht
kommt und welche rechtlichen Grundlagen diesen Erwägungen zugrunde lie-
gen; soweit es in diesem Zusammenhang auf die Höhe der Freiheitsstrafe an-
kommen sollte, sind Ausführungen erforderlich, in welcher Größenordnung
eine Strafe zu erwarten ist.

Ein bei einer eventuellen Strafaussetzung zur Bewährung zu erlassender Beschluss
ist nicht zu fertigen.

Wird eine richterliche Aufklärung oder eine weitere Beweiserhebung für erforder-
lich gehalten, so ist zu unterstellen, dass diese ordnungsgemäß erfolgt und ohne
Ergebnis geblieben sind. Eine solche Vorgehensweise ist in einer Fußnote kenntlich
zu machen. Wird ein weiterer rechtlicher Hinweis für erforderlich gehalten, so ist zu
unterstellen, dass dieser ordnungsgemäß erfolgt ist. Eine solche Vorgehensweise
ist in einer Fußnote kenntlich zu machen.

Straftatbestände außerhalb des StGB und Ordnungswidrigkeiten sind nicht zu prü-
fen.

Der Bearbeitung ist derjenige Rechtszustand zugrunde zu legen, welcher sich aus
den als Hilfsmittel zugelassenen Gesetzessammlungen in der zum Stichtag des
15. des Vormonats aktuellen Fassung ergibt. Übergangsvorschriften sind nicht zu
prüfen.
1
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Das Strafurteil als Aufgabe der richterlichen Assessorklausur1. Teil
1. Abschnitt: Gutachtliche Vorüberlegungen

2 Als Vorüberlegungen zu dem anzufertigenden Urteilsentwurf sind zunächst die ver-
fahrens- und materiell-rechtlichen Punkte zu untersuchen, gefolgt von der Prüfung,
welche Konsequenzen daraus für die Urteilsfassung zu ziehen sind.

A. Prüfung der verfahrens- und materiell-rechtlichen Fragen

Bestimmend ist auch hier der prozessuale Aufbau.

I. Prozessvoraussetzungen

3 Es müssen die von Amts wegen zu prüfenden Prozessvoraussetzungen für das Ver-
fahren vorliegen:

II. Ergänzende Hinweise zum Sachverhalt

Es ist davon auszugehen, dass

n die Formalien (Ladungen, Zustellungen, Unterschriften, Vollmachten) in Ord-
nung sind, soweit sich nicht aus dem Sachverhalt etwas anderes ergibt; 

n die §§ 240, 257 StPO beachtet wurden;

n Vereidigungsentscheidungen ordnungsgemäß sind;

n etwaig erforderliche Schweigepflichtsentbindungserklärungen ordnungsge-
mäß erteilt worden sind;

n der jeweilige Bundeszentralregister Auszug der Angeklagten vom 30.09.2024
keine Eintragungen aufweist.

Alle für die Bearbeitung relevanten Tat- und Wohnorte liegen im Bezirk des Amts-
und Landgerichts Essen.

III. Hinweise:

In Ihrem eigenen Interesse werden Sie gebeten, am Ende der Klausur anzugeben,

a) welche Auflagen der zugelassenen Kommentare sie benutzt haben und

b) auf welchem Stand (Ergänzungslieferung) sich die von ihnen benutzten
Beck'schen Textausgaben befunden haben.

Das von Ihnen benutzte Exemplar des Aufgabentextes wird nicht zu ihren Prü-
fungsunterlagen genommen. Es ist nach dem Ende der Bearbeitungszeit vollstän-
dig abzugeben.

Klausurhinweis: Auch wenn der Bearbeitervermerk kein Gutachten verlangt, ist es
unverzichtbar, die gutachtliche Prüfung auf einem Beiblatt zu skizzieren, bevor der
Urteilsentwurf abgefasst wird. Nur wer den Klausursachverhalt materiell und pro-
zessual verstanden hat, ist in der Lage, einen richtigen Tenor und die Urteilsbegrün-
dung in der erforderlichen Gewichtung – unter Berücksichtigung der zu beachten-
den Form und Formalien – korrekt und revisionssicher niederzuschreiben.



Gutachtliche Vorüberlegungen 1. Abschnitt
n deutsche Gerichtsbarkeit, 

n Zuständigkeit des Gerichts, 

n keine anderweitige Rechtshängigkeit, 

n keine entgegenstehende Rechtskraft, 

n wirksame Anklage und 

n wirksamer Eröffnungsbeschluss.1

II. Wegen welcher Straftaten hat ein Schuldspruch zu erfolgen?

Sodann wendet man sich der Kernfrage zu, nämlich ob und wegen welcher Strafta-
ten der Angeklagte2 oder die Angeklagten schuldig zu sprechen ist/sind.

1. Verfahrensgegenstand

a) Die prozessuale Tat

4Gegenstand der Urteilsfindung und damit der gutachtlichen Vorüberlegung ist ge-
mäß § 264 StPO die in der Anklage bezeichnete Tat, wie sie sich nach dem Ergeb-
nis der Hauptverhandlung darstellt. 

Das Tatgericht muss die zugelassene Anklage erschöpfen, d.h. im tatrichterlichen Ur-
teil hat das Gericht über alle dem Gericht unterbreiteten selbstständigen prozessua-
len Taten zu entscheiden. Aus der Anklage und dem Eröffnungsbeschluss ergibt sich,
welche Delikte den Gegenstand der Untersuchung bilden und zur Entscheidung ste-
hen. Nicht vom Eröffnungsbeschluss erfasste Delikte können nicht unmittelbar Ge-
genstand der Prüfung sein.

b) Änderungen

Aufgrund der Hauptverhandlung kann es aber zu Änderungen des Verfahrensge-
genstandes oder der dem Täter zur Last gelegten rechtlichen Vorwürfe gekommen
sein:

5aa) Einschränkungen sind dadurch möglich, dass einzelne unwesentliche Taten oder
Tatteile aus der weiteren Strafverfolgung ausgeklammert worden sind. Dies wäre
einmal bereits bei der Anklageerhebung gemäß § 154 Abs. 1 oder § 154a Abs. 1
StPO denkbar (Formulierung in der Anklage: … wird angeklagt – unter Beschränkung
gemäß § 154a Abs. 1 StPO)3 oder aber später im gerichtlichen Verfahren durch Be-
schluss bei den §§ 154 Abs. 2, 154a Abs. 2 StPO.

Prozessvoraussetzungen

1 BGH RÜ2 2020, 136, 138. 

Klausurhinweis: Die Prozessvoraussetzungen sind regelmäßig unproblematisch
und nur zu prüfen, sofern Zweifelsfragen vorliegen. Wird eine Diskussion im Rah-
men der Klausur vom LJPA gewünscht, so werden die Probleme in der Klausur re-
gelmäßig angesprochen, so z.B. wenn der Verteidiger nach dem Hauptverhand-
lungsprotokoll ausdrücklich die Zuständigkeit des Gerichts gerügt hat.

2 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird im Text das generische Maskulinum verwendet. Die Formulierung umfasst
alle Geschlechter.

3 AS-Skript Die staatsanwaltliche Assessorklausur (2023), Rn. 269. 
3
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Das Strafurteil als Aufgabe der richterlichen Assessorklausur1. Teil
6 bb) Erweiterungen auf andere prozessuale Taten können durch Nachtragsankla-
ge und Einbeziehungsbeschluss gemäß § 266 StPO wirksam geworden sein.

7 cc) Neue oder andere als die angeklagten Straftaten derselben prozessualen Tat
können nach Hinweis auf Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes gemäß
§ 265 StPO Urteilsgrundlage werden. 

2. Strafbarkeit

8 a) Die Prüfung der Strafbarkeit folgt der Gedankenführung, wie sie aus dem schon im
Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren dargestellten Praktiker-Gutachten
bekannt ist.4

Ein Unterschied liegt darin, dass sich das urteilende Gericht nicht mit der Feststellung
bzw. Überprüfung eines (hinreichenden) Tatverdachts begnügen darf. Prüfungsmaß-
stab für die zu untersuchenden Straftatbestände ist keine (gesteigerte) Verdachtsstu-
fe, sondern die richterliche Überzeugung von der Täterschaft des Angeklagten im
Rahmen der freien richterlichen Beweiswürdigung i.S.d. § 261 StPO:

Die zur richterlichen Überzeugung erforderliche persönliche Gewissheit setzt objek-
tive Grundlagen voraus. Diese müssen aus rationalen Gründen den Schluss erlauben,
dass das festgestellte Geschehen mit hoher Wahrscheinlichkeit mit der Wirklichkeit
übereinstimmt. Deshalb müssen die Urteilsgründe erkennen lassen, dass die Beweis-
würdigung auf einer tragfähigen, verstandesmäßig einsehbaren Tatsachengrundla-
ge beruht. Die vom Gericht gezogene Schlussforderung darf nicht nur eine Annahme
sein oder sich als bloße Vermutung erweisen, die letztlich nicht mehr als einen Ver-
dacht zu begründen vermag.5

9 b) Fragen der Beweiswürdigung spielen deshalb beim Urteilsgutachten eine beson-
dere Rolle.6

Im Zusammenhang mit der Beweiswürdigung können nicht angeklagte oder ausge-
klammerte Taten wieder Bedeutung erlangen: 

Klausurhinweis: Lesen Sie deshalb die Anklageschrift und das Hauptverhand-
lungsprotokoll genau. Aus der Anklageschrift und dem Protokoll ergibt sich, wel-
che Delikte noch Grundlage der Urteilsfindung sein können.

Klausurhinweis: Der Hinweis nach § 265 StPO wird grundsätzlich im Bearbeiter-
vermerk als erteilt unterstellt. Entweder wird er ausdrücklich benannt oder er ist in
der Formulierung „wird eine richterliche Aufklärung für erforderlich gehalten“ an-
gesprochen. Es wird aber nicht angegeben, welchen Inhalt der Hinweis hatte, um
die Lösung des Falles nicht zu verraten. Wenn Sie ein Delikt prüfen, das noch nicht
oder abweichend in der Anklageschrift bezeichnet ist, müssen Sie also zunächst
feststellen, dass diesbezüglich ein Hinweis nach § 265 StPO zu erfolgen hat und
dass dieser nach dem Bearbeitervermerk erfolgt ist. Die Erteilung des rechtlichen
Hinweises wird dann in der Klausur in einer Fußnote festgestellt.

In der Klausur werden regelmäßig von der Anklageschrift abweichende Delikte zu-
sätzlich zu diskutieren sein. Es dürfte kaum vorkommen, dass es in der Klausur zu
einer „Verurteilung wie Anklage“ kommen wird.

4 AS-Skript Die staatsanwaltliche Assessorklausur (2023), Rn. 6 ff.

5 BGH NStZ-RR 2007, 244.

6 AS-Skript Die staatsanwaltliche Assessorklausur (2023), Rn. 47 ff.



Gutachtliche Vorüberlegungen 1. Abschnitt
aa) So können aus verjährten Taten Indizien für den Schuldspruch hergeleitet
werden. 

bb) Ist allerdings eine Eintragung über eine Verurteilung im Bundeszentralregis-
ter bereits getilgt worden oder ist sie zu tilgen, dann darf die Tat und die Verurtei-
lung der Person gemäß § 51 BZRG nicht mehr vorgehalten und zu ihrem Nachteil
verwertet werden. Dem steht aber nicht entgegen, dass ein eingestelltes Ermitt-
lungsverfahren – ein Verfahren also, das nicht zu einer gerichtlichen Ahndung ge-
führt hat – strafschärfend verwertet werden kann.7 

cc) Auch nach §§ 154, 154a StPO ausgeschiedene Tatteile oder Nebentaten kön-
nen – sofern ein entsprechender Hinweis erteilt worden ist – bei der Beweiswürdi-
gung Verwendung finden.8

10c) Am Ende der Prüfung stehen die Konkurrenzen, und zwar nur der Delikte, aus
denen tatsächlich schuldig gesprochen wird.

11Das gilt auch bei Verfahren gegen Jugendliche. § 31 JGG bestimmt zwar, dass bei
mehreren Straftaten eines Jugendlichen nur eine einheitliche Rechtsfolge auszuspre-
chen ist. Die Delikte und deren Konkurrenzverhältnis sind jedoch im Urteilsspruch
festzustellen.

Klausurhinweis: Wie in allen Strafrechtsklausuren ist bei der Prüfung der Strafbar-
keit das materielle Recht ein Schwerpunkt der Klausur.

Die Probleme des Allgemeinen Teils des Strafrechts spielen bei den Urteilsklausu-
ren nur eine beschränkte Rolle. Beliebt sind Versuchs- und Rücktrittskonstellatio-
nen sowie Abgrenzungsprobleme bei Täterschaft und Teilnahme. Auch Fragen der
Rechtfertigung – vor allem nach § 32 StGB und § 127 StPO – sowie praxisnahe
Schuldprobleme, meist wegen Alkoholisierung des Angeklagten (§§ 20, 21 StGB),
können intensiver abzuhandeln sein. Dagegen besitzen die theorielastigen Prob-
leme des Allgemeinen Teils (z.B. Irrtümer, Zurechenbarkeit etc.) kaum Examensre-
levanz. 

Besonders häufig sind Delikte des Besonderen Teils des StGB gegen Leib und Le-
ben (§§ 211 ff., 223 ff. StGB), gegen Vermögen und Eigentum i.e.S. (§§ 242, 263
StGB) sowie gegen die Willens- und Fortbewegungsfreiheit (§§ 239, 240 StGB) Ge-
genstand der Urteilsklausur, nicht selten auch in ihren Kombinations- und Qualifi-
kationsnormen (z.B. nach den §§ 239a, 239b, 249, 250, 252, 255, 316a StGB). 

Besonderes Gewicht bei der Bewertung der Klausur wird der richtigen – mithin
praxisnahen – Schwerpunktsetzung beigemessen. Sie müssen daher denjenigen
Straftatbeständen, die das oder ein Hauptproblem der Klausur sind, bei der Abfas-
sung Ihres Urteilsentwurfs die entsprechende Aufmerksamkeit zukommen lassen.
Sie sind chronologisch und im tatbestandsmäßigem Aufbau vollständig zu erör-
tern. Randdelikte, die schon ganz offensichtlich mitverwirklicht sind (häufig z.B.
§§ 123, 185 StGB), bzw. solche, bei denen Nichtverwirklichung nach dem Akten-
auszug auf der Hand liegt, sind nur kurz zu behandeln.

Das AS-Skript speziell zum materiellen Strafrecht in der Assessorklausur zeigt, wel-
che Streitstände Sie kennen müssen und gibt Ihnen Formulierungsvorschläge da-
zu.

7 BGHSt 25, 64, 65 f.; BGHSt 28, 338–341.

8 Meyer-Goßner/Schmitt § 154 Rn. 25 u. § 154a Rn. 2.
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B. Die Urteilsformel

119 Die Urteilsformel, auch Tenor genannt, ist der entscheidende und damit wichtigste
Teil des Urteils. Sie gibt Auskunft über die Haupt- und erforderlichen Nebenentschei-
dungen sowie über die etwaig verhängten Rechtsfolgen. Die Urteilsformel ist die
Grundlage der Strafvollstreckung. Der Inhalt der Urteilsformel ist in § 260 StPO nicht
abschließend geregelt. Das Gericht ist mit Ausnahme der Anforderungen, die § 260
Abs. 2–4 StPO zwingend an den Inhalt der Urteilsformel stellt, in der Wahl der Formu-
lierung frei, vgl. auch § 260 Abs. 4 S. 5 StPO. Dabei soll die Urteilsformel aber immer
knapp, klar und verständlich abgefasst sein und nichts Überflüssiges enthalten.

I. Verurteilung

1. Angabe der Personalien

120 Familien- und Rufname eines einzelnen Angeklagten sollten nicht nochmals in die
Formel aufgenommen werden.109

In der Praxis – und auch im Rahmen der Klausur – wird nur bei mehreren Angeklag-
ten zur Klarstellung der jeweilige Nachname angeführt. 

Staatsanwältin Bauer als Beamter der Staatsanwaltschaft,

Rechtsanwalt Dr. Wand als Verteidiger,

Anton Vogt, wohnhaft in 48143 Münster, Uppenkampstraße 13, als Nebenkläger

Rechtsanwalt Dr. Scholz als Nebenklägervertreter,

Justizassistentin Ruge als Urkundsbeamtin,

für Recht erkannt:

Klausurhinweis: Der Urteilskopf kann – wie auch die Angaben zur Person in den
folgenden Urteilsgründen unter I. – regelmäßig in der Klausur sofort geschrieben
werden, noch bevor die Lösung erarbeitet wird. Sämtliche Angaben können aus
dem Protokoll entnommen werden, ohne dass es einer Vorüberlegung bedarf. 

109 Meyer-Goßner/Schmitt § 260 Rn. 20.

Der Angeklagte wird wegen Betruges zu … verurteilt.

Klausurhinweis: Die Angeklagten werden nicht durch Nummerierungen („der An-
gekl. zu 1)“) gekennzeichnet.

Der Angeklagte Bergmann wird wegen Diebstahls zu … verurteilt.

Der Angeklagte Merle wird wegen Hehlerei zu … verurteilt.



Inhalt und Form des Strafurteils 3. Abschnitt
2. Der Schuldspruch

a) Rechtliche Bezeichnung der Einzeltat

121Nach § 260 Abs. 4 S. 1 StPO muss die Urteilsformel die rechtliche Bezeichnung der
Tat enthalten, derentwegen der Angeklagte schuldig gesprochen wird. Die ange-
wendeten Strafvorschriften sind an dieser Stelle nicht anzugeben.

Enthält ein Straftatbestand – sei es Grunddelikt, Qualifikation oder Privilegierung –
eine gesetzliche Überschrift (in allen Tatbeständen des Besonderen Teils des StGB!),
ist diese gemäß § 260 Abs. 4 S. 2 StPO zu verwenden, soweit sie passt (vgl. z.B. § 132a
StGB, Missbrauch von „Titeln, Berufsbezeichnungen und Abzeichen“). Bei mehreren
Überschriften ist ausschließlich die einschlägige zu benennen, vgl. z.B. § 244 StGB,
(„Diebstahls mit Waffen; Bandendiebstahl; Wohnungseinbruchdiebstahl)

Fehlt eine gesetzliche Überschrift (häufig im Nebenstrafrecht), genügt die Darstel-
lung des Delikts unter der gebräuchlichen oder einer allgemein verständlichen
Bezeichnung.110

Die Rspr. kennzeichnet zudem echte tatbestandliche Qualifikationen ohne eigen-
ständige gesetzliche Überschrift aus Klarstellungsgründen im Schuldspruch, und
zwar abgestuft nach der jeweiligen Erschwerung (z.B. bei § 250 Abs. 1 und Abs. 2
StGB111 oder auch bei § 226 Abs. 2 StGB112).

b) Weitere in die Urteilsformel aufzunehmende Modalitäten:

122aa) Die Teilnahmeform gehört zur rechtlichen Bezeichnung der Tat. Es ist anzugeben,
ob der Angeklagte als Anstifter oder Gehilfe verurteilt worden ist.

110 Meyer-Goßner/Schmitt § 260 Rn. 23.

111 BGH, Beschl. v. 28.09.2006 – 3 StR 337/06, BeckRS 2006, 12250.

112 BGH, Beschl. v. 25.10.2006 – 2 StR 418/06, BeckRS 2006, 13849.

Der Angeklagte wird wegen Betruges zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Körperverletzung mit Todesfolge zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Tötung auf Verlangen zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen unbefugten Tragens von Uniformen zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Wohnungseinbruchdiebstahls zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmit-
teln zu … verurteilt

Der Angeklagte wird wegen schweren Raubes zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen besonders schweren Raubes zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen wissentlicher schwerer Körperverletzung zu …
verurteilt. (= § 226 Abs. 2 StGB)

Der Angeklagte wird wegen Beihilfe zum Betrug zu … verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Anstiftung zum Versicherungsmissbrauch zu …
verurteilt.
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123 bb) Zum Schuldspruch gehört die Klarstellung, dass die abzuurteilende Tat nur ver-
sucht wurde.

124 cc) Im Fall des § 30 StGB, dem Versuch der Beteiligung, ist die Kennzeichnung des
Verbrechens, das geplant oder verabredet wurde, mit aufzunehmen.

125 dd) Die Schuldformen Fahrlässigkeit und Vorsatz sind anzugeben, wenn es sich um
eine Straftat handelt, die sowohl vorsätzlich als auch fahrlässig begangen werden
kann, z.B. §§ 315c, 316, 323a StGB, § 21 StVG.113 Bei eigenständigen Vorsatz- und
Fahrlässigkeitstatbeständen bestimmen die jeweiligen gesetzlichen Überschriften
den Schuldspruch, z.B. §§ 212/222, 223/230 StGB.

126 Eine Besonderheit ist bei der fahrlässigen Brandstiftung gemäß § 306d StGB zu be-
achten:

Diese Norm enthält in Abs. 1 Var. 2 eine Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombination, die
nach § 11 Abs. 2 StGB teilnahmefähig ist. Dies führt in Kombination mit der gesetzli-
chen Überschrift zu dem kuriosen, aber unvermeidlichen Ergebnis, dass Verurteilun-
gen wegen „Beihilfe/Anstiftung zu fahrlässiger Brandstiftung“ möglich sind.114

127 ee) Ebenso wie in der Anklageschrift ist die Kennzeichnung einer echten Wahlfest-
stellung115 im Tenor geboten.

128 Nicht in die Urteilsformel gehören:

n Die Angaben über die Tatsachenalternativität oder auch unechte bzw. gleich-
artige Wahlfeststellung,116 weil hier nur unklar ist, durch welche Handlung
ein und derselbe Tatbestand verwirklicht wurde. Auch bei Postpendenz ergeht
ein eindeutiger Schuldspruch, sodass eine nur möglicherweise verwirklichte
Vortat keine Erwähnung zu finden braucht. 

n die Klassifizierung der Tat als Verbrechen oder Vergehen nach Maßgabe des
§ 12 StGB,117

Der Angeklagte wird wegen versuchten Diebstahls zu … verurteilt.

Die Angeklagte ist der Verabredung zum Mord schuldig. Sie wird zu … verurteilt.

113 Meyer-Goßner/Schmitt § 260 Rn. 23.

Der Angeklagte wird wegen vorsätzlicher Gefährdung des Straßenverkehrs zu
… verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen fahrlässiger Gefährdung des Straßenverkehrs zu …
verurteilt.

Die Angeklagte ist der Körperverletzung schuldig. Sie wird zu … verurteilt.

Die Angeklagte ist der fahrlässigen Körperverletzung schuldig. Sie wird zu … ver-
urteilt.

114 Fischer § 306d Rn. 6.

115 AS-Skript Die staatsanwaltliche Assessorklausur (2023), Rn. 251 ff.

Der Angeklagte ist der Hehlerei oder des Diebstahls schuldig. Er wird zu … verur-
teilt.

116 AS-Skript Die staatsanwaltliche Assessorklausur (2023), Rn. 251 ff.

117 BGH NJW 1986, 1116 f.
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n der gesetzliche Regelfall der unmittelbaren Täterschaft sowie eine mittel-
bare oder mittäterschaftliche Tatbegehung,118

n die Begehung der Straftat durch Unterlassen i.S.v. § 13 StGB,

n die Schuldform des Vorsatzes, sofern die Tat nicht auch fahrlässig verwirklicht
werden kann (s.o. Rn. 125),

n Bestimmungen, die nur eine andere prozessuale Behandlung der Tat zulas-
sen, wie z.B. § 248a StGB,

n die verminderte Schuldfähigkeit bei Tatbegehung gemäß § 21 StGB,119

n die Rauschtat im Fall eines strafbaren Vollrausches gemäß § 323a StGB,

n die Strafzumessungsbestimmungen der besonders schweren oder minder
schweren Fälle; selbst deliktsähnliche Regelbeispiele (z.B. die des § 243 Abs. 1
S. 2 StGB) sind nicht zu erwähnen,120

n gesetzeskonkurrierende Delikte (vgl. Rn. 131).

Es gibt jedoch in Strafzumessungsnormen mitunter Regelbeispielsmerkmale, die in
anderem Kontext als echte qualifizierende Tatbestandsmerkmale in die Urteilsfor-
mel aufzunehmen sind. So gehört zwar die „Gewerbsmäßigkeit“ der §§ 243 Abs. 1
S. 2 Nr. 3, 263 Abs. 3 S. 2 Nr. 1, 267 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 StGB nicht in den Schuldspruch,
wohl aber die der §§ 260, Abs. 1 Nr. 1, 260a Abs. 1, 263 Abs. 5 StGB.

c) Tateinheit (§ 52 StGB)

129Verletzt dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze oder ist dasselbe Strafgesetz mehr-
mals verletzt, kann nur auf eine Strafe erkannt werden (§ 52 StGB). In der Urteilsfor-
mel sind alle zusammentreffenden Strafgesetze zu bezeichnen. Es ist deutlich zu ma-
chen, dass der Angeklagte die Taten einheitlich begangen hat. Sprachlich wird dies
üblicherweise durch die Formulierungen „durch dieselbe Handlung“, „zugleich“, „in
Verbindung mit“, „in Tateinheit mit“ usw. dargestellt.

d) Tatmehrheit (§ 53 StGB)

130Liegt gleichartige Tatmehrheit nach § 53 StGB vor, wird dies durch einfache Aufzäh-
lung gekennzeichnet. Bei ungleichartiger Tatmehrheit erfolgt dies üblicherweise
mit „und“, „in Tatmehrheit mit“ oder „sowie“.

118 BGH NStZ 1999, 205.

119 BGHSt 27, 287, 288 f.

120 BGHSt 23, 254.

Der Angeklagte wird wegen Betruges und zugleich wegen Urkundenfälschung zu
… verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Diebstahls in drei Fällen zu einer Gesamt-… verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen fahrlässiger Gefährdung des Straßenverkehrs und un-
erlaubten Entfernens vom Unfallort sowie wegen vorsätzlicher Trunkenheit im Ver-
kehr zu einer Gesamt- … verurteilt.
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Bei mehrfacher – teils vollendeter, teils versuchter – Begehung eines Delikts, das in einzel-
nen Fällen noch mit unterschiedlichen Tatbeständen tateinheitlich zusammentrifft, emp-
fiehlt es sich, in der Entscheidungsformel jede der Taten einzeln zu bezeichnen und nur
dann unter Angabe der Zahl der tatmehrheitlichen Tatbegehungen zusammenzufassen,
wenn die rechtliche Bezeichnung der Einzeltaten identisch ist. Anderenfalls würde die
Verständlichkeit des Urteilstenors erheblich erschwert.

e) Gesetzeskonkurrenz

131 In der Urteilsformel ist ausschließlich die rechtliche Bezeichnung der angewendeten
Strafvorschrift anzuführen. Selbst in dem Fall, dass eine Anordnung von Nebenstra-
fen oder Nebenfolgen auf dem zurücktretenden Gesetz beruht, wird dieses in der Ur-
teilsformel nicht erwähnt.

3. Rechtsfolgenausspruch

132 Ist der Angeklagte einer Straftat schuldig, muss in der Praxis deutlich gemacht wer-
den, welche Rechtsfolgen für die Tat auszusprechen sind.

Gleichwohl sollen hier aber zum besseren Verständnis die möglichen konkreten
Rechtsfolgenaussprüche vorgestellt werden.

a) Absehen von Strafe und Straffrei-Erklärung 
(z.B. nach §§ 60, 199 StGB)

133

b) Verwarnung mit Strafvorbehalt (§ 59 StGB)

134

Der Angeklagte ist des Betruges und zugleich der Urkundenfälschung, des Dieb-
stahls, des versuchten Diebstahls und des Wohnungseinbruchdiebstahls schuldig.
Er wird zu einer Gesamt-… verurteilt.

Der Angeklagte ist des Betruges und zugleich der Urkundenfälschung und der Ur-
kundenfälschung sowie des Kennzeichenmissbrauchs und zugleich des Verstoßes
gegen das Pflichtversicherungsgesetz schuldig. Er wird zu einer Gesamt- … verur-
teilt.

Klausurhinweis: Im Examen ist regelmäßig der konkrete Rechtsfolgenausspruch
nicht Gegenstand der Klausur. Nach den üblichen Bearbeitervermerken ist nämlich
„Im Falle einer Verurteilung keine bestimmte Strafe zur Höhe auszusprechen.“

Der Angeklagte ist einer fahrlässigen Körperverletzung schuldig. Von der Verhän-
gung einer Strafe wird abgesehen.

Der Angeklagte ist einer Beleidigung schuldig. Er wird für straffrei erklärt.

Der Angeklagte ist der Verletzung der Unterhaltspflicht schuldig. Er wird verwarnt.
Die Verurteilung zu einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen zu 15 € bleibt vorbehal-
ten.
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c) Hauptstrafe

aa) Geldstrafe (§ 40 StGB)

(1) Geldstrafe ohne Zahlungserleichterung

135

(2) Geldstrafe mit Zahlungserleichterung (§ 42 StGB)

136

bb) Freiheitsstrafe (§§ 38, 39 StGB)

(1) Freiheitsstrafe ohne Strafaussetzung zur Bewährung

137

(2) Freiheitsstrafe mit Strafaussetzung zur Bewährung (§ 56 StGB)

138

(3) Die Nichtanrechnung einer Freiheitsentziehung 
(§ 51 Abs. 1 S. 2 StGB)

139

Der Angeklagte wird wegen Betruges in Tateinheit mit Urkundenfälschung zu einer
Geldstrafe von 60 Tagessätzen zu 20 € verurteilt.

Der Angeklagte wird wegen Nötigung zu einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen zu
10 € verurteilt. 

Ihm wird gestattet, die Geldstrafe in monatlichen Teilbeträgen von 90 €, fällig
zum jeweils 3. eines Monats, erstmals fällig am 3. des auf die Rechtskraft des
Urteils folgenden Monats, zu bezahlen. Wird ein Teilbetrag nicht rechtzeitig
gezahlt, entfällt die Teilzahlungsbefugnis.

Die Angeklagten sind des schweren Raubes schuldig. Der Angeklagte Wolter wird
zu einer Freiheitsstrafe von 7 Jahren, der Angeklagte Schröder zu einer Freiheits-
strafe von 5 Jahren und 6 Monaten verurteilt.

bei lebenslanger Freiheitsstrafe wegen § 57a Abs. 1 Nr. 2 StGB:

Der Angeklagte wird wegen Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt. Seine
Schuld wiegt besonders schwer.

Der Angeklagte wird wegen Raubes zu einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr und 9 Mo-
naten verurteilt. Die Vollstreckung der Strafe wird zur Bewährung ausgesetzt.

Der Angeklagte ist der Untreue schuldig. Er wird zu einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr
und 6 Monaten verurteilt. Die Anrechnung der Untersuchungshaft auf die Frei-
heitsstrafe unterbleibt.
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253Problematisch sind die Fälle, in denen der Angeklagte während der Verkündung des
Urteils den Gerichtssaal (eigenmächtig) verlässt, also nur teilweise anwesend oder
verhandlungsunfähig ist. Hier gilt, dass die Urteilsverkündung dann in Abwesen-
heit des Angeklagten erfolgte, die für ihn geltende Revisionseinlegungsfrist also erst
mit der Zustellung der Urteilsgründe beginnt, sofern nicht einer der nach § 341 Abs. 2
StPO zulässigen Vertretungsfälle vorliegt.205 Denn, wie sich dem Gesetz entnehmen
lässt, wird das Urteil durch Verlesung der Urteilsformel und Eröffnung der Urteils-
gründe verkündet (§ 268 Abs. 2 S. 1 StPO). War dieser Vorgang noch nicht abge-
schlossen, hat demnach eine Urteilsverkündung gegenüber dem Angeklagten noch
nicht stattgefunden. 

254(2) Für den gesetzlichen Vertreter und sonst Erziehungsberechtigten findet § 341
Abs. 2 StPO entsprechende Anwendung (§ 298 Abs. 1 StPO). 

255(3) Nach e.A. soll die Vorschrift des § 341 Abs. 2 StPO für die Staatsanwaltschaft ent-
sprechend anwendbar sein.206 Es besteht allerdings kein sachlich nachvollziehbares
Bedürfnis von dieser Bestimmung auch zugunsten der Strafverfolgungsbehörde Ge-
brauch zu machen, wenn sie, in der Regel unzulässigerweise (s. § 226 StPO), bei der
Urteilsverkündung nicht vertreten war.207

256(4) Umstritten ist gleichfalls, ob bei dem abwesenden Privatkläger bzw. Beigetrete-
nen für den Fristbeginn auf die Urteilszustellung abzustellen ist. Die Regelung des
§ 341 Abs. 2 StPO gilt für den Privatkläger aber nur dann, wenn ihm der Verkün-
dungstermin nicht bekannt gemacht wurde,208 wofür auch § 391 Abs. 2 StPO spricht. 

257(5) Die Frist für den in der Hauptverhandlung gänzlich abwesenden und nicht vertre-
tenen Nebenkläger beginnt gleichfalls erst mit der Zustellung der Urteilsgründe
(§ 401 Abs. 2 S. 2 StPO). Die bloße Nichtteilnahme an der Urteilsverkündung genügt
insoweit nicht (§ 401 Abs. 2 S. 1 StPO). 

258(6) War der Einziehungsbeteiligte oder sein Vertreter bei der Urteilsverkündung an-
wesend, ist diese für den Beginn der Rechtsmittelfrist maßgebend, anderenfalls die
Zustellung des Urteils (§§ 427 Abs. 1 S. 1; 428 Abs. 1 S. 2; 341 Abs. 2 StPO). 

259b) Das Fristende tritt in der auf die Bekanntmachung der Entscheidung folgenden
Woche mit Ablauf des Tages ein, der durch seine Benennung dem Tag entspricht, an
dem die Frist begonnen hat (§ 43 Abs. 1 StPO). Fällt das Ende der Frist auf einen Sams-
tag, Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten
Werktages (§ 43 Abs. 2 StPO). Für den nicht auf freiem Fuß befindlichen Angeklagten
gilt ergänzend die Regelung des § 299 Abs. 2 StPO.

Beispiel: Das Urteil wurde am 26.09.2024 (Donnerstag) verkündet. Reguläres Fristende war daher
der  03.10.2024. Da es sich bei diesem Tag (Tag der Deutschen Einheit) um einen gesetzlichen Feier-
tag handelt, endet die Frist erst am 04.10.2024 (Freitag).

260c) Wird die Frist zur Einlegung der Revision versäumt, ist unter bestimmten Voraus-
setzungen die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich. Das Verfahren für
diesen außerordentlichen Rechtsbehelf ist in den §§ 44 ff. StPO geregelt. 

205 BGHSt 15, 263, 265; BGH NStZ 2000, 498; KK-Gericke § 341 Rn. 19; Meyer-Goßner/Schmitt § 341 Rn. 9.

Klausurhinweis: Mit dieser Problematik werden Sie in einer Klausur gelegentlich
konfrontiert. Bei Ihrer Argumentation sollte dann der Hinweis auf § 268 Abs. 2 S. 1
StPO nicht fehlen. 

206 Meyer-Goßner/Schmitt § 341 Rn. 10.

207 KK-Gericke § 341 Rn. 20.

208 Str., vgl. Meyer-Goßner/Schmitt § 341 Rn. 10.
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261 aa) Eine Wiedereinsetzung ist von vornherein ausgeschlossen, wenn gegen ein auf
Ausbleiben des Angeklagten ergangenes Urteil sowohl ein Wiedereinsetzungs-
antrag gestellt wie auch Revision eingelegt werden kann (§§ 235, 329 Abs. 7, 412
StPO), die Revisionseinlegung aber ohne Verbindung mit dem Antrag auf Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand erfolgt. Denn dies gilt als Verzicht auf die Wieder-
einsetzung (§ 342 Abs. 3 StPO). Auch bei einem wirksamen Rechtsmittelverzicht ist
ein Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand von vornherein ausgeschlos-
sen.209

262 bb) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine Rechtsmittelfrist einzuhalten, ist
ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren (§ 44 S. 1 StPO).
Dies aber auch dann, wenn nur möglicherweise ein Fristversäumnis vorlag.210 Kann
nicht mehr nachvollzogen werden, zu welchem Zeitpunkt der Schriftsatz zur Rechts-
mitteleinlegung bei Gericht eingegangen ist, wird man die Rechtzeitigkeit der Einle-
gung des Rechtsmittels annehmen müssen. Denn, sofern dem nicht gewichtige an-
dere Anhaltspunkte entgegenstehen (etwa Datum des Schreibens), lässt sich eine si-
chere Überzeugung von der Fristversäumung so nicht gewinnen.

Wiedereinsetzungsantrag

 Kein Verzicht (§ 342 Abs. 3 StPO)

 Wiedereinsetzung binnen einer Woche (§ 45 Abs. 1 S. 1 StPO)

 Beim iudex a quo oder Revisionsgericht (§ 45 Abs. 1 StPO)

 Vollständiger Tatsachenvortrag (§ 45 Abs. 2 S. 1 StPO)

 Glaubhaftmachung im Verfahren (§ 45 Abs. 2 S. 1 StPO)

 Nachholung der versäumten Handlung binnen einer Woche (§ 45 Abs. 2 S. 2 StPO)

Entscheidung der Revisionsgerichte

 Zulässigkeitsprüfung

 Begründetheitsprüfung

Gewährung der Wieder-
einsetzung (§ 44 S. 1 StPO)

Bei Nachholung der ver-
säumten Handlung auch 
ohne Antrag möglich 
(§ 45 Abs. 2 S. 3 StPO)

Nichtgewährung der 
Wiedereinsetzung 
(§ 44 S. 1 StPO)

Kein Rechtsmittel
(§ 46 Abs. 2 StPO)

Rechtsmittel der sofortigen 
Beschwerde (§ 46 Abs. 3 
StPO)

Mögliche Durchbrechung 
der Rechtskraft (§ 47 Abs. 3
StPO)

Keine Vollstreckungshemmung

 § 47 Abs. 1 StPO

 Regelfall

Anordnung der Vollstreckungshemmung

 § 47 Abs. 2 StPO

 Auf Antrag oder von Amts wegen

Fristversäumnis

209  BGH RÜ2 2015, 205.

210  BGH RÜ2 2016, 206.
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263(1) An einem Verschulden i.S.d. Norm fehlt es, wenn der Betroffene durch äußere
oder innere Umstände an der Fristwahrung gehindert wurde und bei Berücksichti-
gung der konkreten Verhältnisse des Einzelfalles der Vorwurf schuldhafter Pflichtver-
letzung ausgeschlossen werden kann.211 

Bespiel: Der Angeklagte erleidet nach der Urteilsverkündung einen Verkehrsunfall und kommt da-
nach für zwei Wochen auf eine Intensivstation, ohne ansprechbar zu sein. 

Die Versäumung einer Rechtsmittelfrist ist dabei als unverschuldet anzusehen, wenn
die Belehrung nach den §§ 35a S. 1 und 2, 319 Abs. 2 S. 3 oder § 346 Abs. 2 S. 3 StPO
unterblieben ist (§ 44 S. 2 StPO). Wird einem nicht anwaltlich vertretenen Angeklag-
ten die Rechtsmittelbelehrung nur mündlich erteilt, kann auch dies ein Wiedereinset-
zungsgrund sein.212 Ein Verschulden kann weiter beispielsweise ausgeschlossen sein
bei hindernden Naturereignissen, bestimmten Erkrankungen und Störungen der
Geistestätigkeit, einer Verhaftung in anderer Sache, einem Suizidversuch oder der
Niederkunft der Ehefrau.213 

Bespiel: Ein Schneesturm macht es für eine Woche unmöglich, den Wohnort zu verlassen. Zudem
sind sämtliche Kommunikationsverbindungen aufgrund des Unwetters für den gleichen Zeitraum
ausgefallen. 

Der Bürger muss auch keine besonderen Vorkehrungen für etwaige Zustellungen
treffen, wenn er für mehrere Wochen urlaubsbedingt nicht zu Hause ist.214

Für ein durch den Verteidiger verschuldetes Versäumen der (rechtzeitigen) Einle-
gung des Rechtsmittels gilt, dass dies dem Angeklagten grundsätzlich nicht zuge-
rechnet wird. Anders kann der Fall dagegen zu beurteilen sein, wenn ihm die Unzu-
verlässigkeit des von ihm gewählten Verteidigers in hinreichender Weise bekannt
ist.215 Versäumnisse des Pflichtverteidigers können dem Staat nur ausnahmsweise,
mit der Folge einer zu gewährenden Wiedereinsetzung, angelastet werden. Denn die
Führung der Verteidigung ist Sache des Angeklagten und seines Verteidigers. Für Be-
hörden und Gerichte besteht eine Pflicht zum Eingreifen daher nur, wenn dessen Ver-
sagen offenkundig ist oder sie davon unterrichtet werden.216

(2) Ein schuldhaftes Versäumen der Frist wird dagegen anzunehmen sein bei dem
Vergessen der Frist, einem Überhören des Weckers, der Beauftragung eines Bekann-
ten mit dem Einwurf der Rechtsmittelschrift bei der Post oder der falschen Berech-
nung der Frist durch den rechtsunkundigen Betroffenen.217 Ein inhaftierter Ange-
klagter, der selbst Erklärungen zu einem Rechtsmittel abgeben will (§ 299 Abs. 1
StPO), muss sich selbst um seine rechtzeitige Vorführung bemühen. Er darf nicht da-
rauf vertrauen, dass ihm eine solche Möglichkeit sofort und ohne Zeitverzug gege-
ben wird.218

Beispiel: Der Angeklagte schläft gerne lange und möchte am letzten Tag der Frist persönlich zur
Geschäftsstelle des Gerichtes, um Rechtsmittel einzulegen. Aufgrund einer netten Zusammenkunft
mit Freunden am Abend zuvor, bei dem auch reichlich Alkohol getrunken wurde, schläft der Ange-
klagte bis 16.00 Uhr am folgenden Tag durch und schafft es dann nicht mehr bis um 17.00 Uhr bei
Gericht zu sein. Den Wecker hatte er sich nicht gestellt. 

Auch das Verschulden des Prozessbevollmächtigten eines Einziehungsbeteiligten,
Privat- oder Nebenklägers wird dem Mandanten regelmäßig zugerechnet.219 

211 KK-Schneider-Glockzin § 44 Rn. 18.

212 S. hierzu OLG Saarbrücken NJW 2003, 2182, 2183.

213 Meyer-Goßner/Schmitt § 44 Rn. 12.

214 BVerfG StV 2013, 545.

215 OLG Köln StraFo 2012, 224.

216 BGH RÜ2 2020, 159.

217 S. hierzu KK-Schneider-Glockzin § 44 Rn. 20.

218 BGH RÜ2 2021, 255.

219 Meyer-Goßner/Schmitt § 44 Rn. 19.
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n Es hat also etwa ein falsches Beweisverfahren stattgefunden, wie z.B. ein in den Ur-
teilsgründen verwertetes Telefongespräch zwischen dem Vorsitzenden und dem
Zeugen über beweiserhebliche Umstände (Freibeweis statt Strengbeweis). 

n Denkbar ist auch, dass das Gericht die Eigenschaft eines Beweismittels verkannt
hat (z.B. Zeugenbeweis statt Sachverständigenbeweis oder Augenscheinsbeweis
statt Urkundenbeweis). So ist es etwa ein revisibeler Rechtsfehler, wenn Urkunden
statt durch ihre Verlesung im Wege des richterlichen Augenscheins in die Haupt-
verhandlung eingeführt werden. 

n Schließlich ist es möglich, dass überhaupt kein Beweis in irgendeiner Form erho-
ben worden ist, obgleich die Urteilsgründe hierüber berichten (keine Beweiserhe-
bung). 

(3) Fehler beim Zeugenbeweis

Im Rahmen des Zeugenbeweises sind zahlreiche Rechtsfehler denkbar, namentlich
Belehrungsfehler, die Nichtbeachtung von Zustimmungserfordernissen oder Beweis-
verboten und Fehler bei der Vereidigung oder Durchführung der Zeugenverneh-
mung.

Rechtsfehler bei Zeugenvernehmungen

n Verletzung § 52 StPO

n Beweis durch Protokoll

n Rüge auch von Mitangeklagten möglich, wenn durch Aussage belastet

n Fehlende Zustimmung oder Belehrung (§ 52 Abs. 2 und 3 StPO) fehlerhaft

– Kein Beruhen, wenn Zeuge Rechte kannte und zugestimmt oder ausgesagt
hätte

– Ggf. kein Beruhen bei Belehrung nach § 55 StPO

n Verletzung §§ 53, 53a StPO

n Beweis durch Protokoll

n Rüge auch von Mitangeklagten möglich, wenn durch Aussage belastet

n Belehrung des Berufsgeheimnisträgers nicht erforderlich

n Fehlerhaft aber falsche Belehrung und falscher Hinweis auf Entbindung 

n Verletzung § 252 StPO

n Beweis durch Protokoll

n Vernehmungsbegriff weit auszulegen

n Umfassendes Verwertungsverbot

–  Ausnahme richterliche Vernehmung 

–  Hier streitig, ob Hinweis auf Verwertungsmöglichkeit erforderlich

n Verletzung §§ 59 ff. StPO

n Beweis durch Protokoll

n Allenfalls bei Überschreitung des Ermessens rechtsfehlerhaft

n Streitig, ob Beschluss nach § 238 Abs. 2 StPO für Revision erforderlich
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